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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Wintersession 2016 behandelten die Räte den Nachtrag II zum Voranschlag
2016. Dieser enthielt 13 Nachtragskredite im Umfang von CHF 131.5 Mio., allesamt in
Form von finanzierungswirksamen Aufwandkrediten. Wie bereits beim Nachtrag I zum
Voranschlag 2016 im Sommer 2016 sowie beim Nachtrag II zum Voranschlag 2015 entfiel
der grösste Teil dieser Aufwendungen auf den Asylbereich (CHF 98.8 Mio.). Bereits im
Sommer 2016 war angekündigt worden, dass womöglich ein zweiter Kredit nötig werden
würde, da die geschätzte Zahl von Asylgesuchen bis Ende 2016 von anfangs 24'000
(Voranschlag 2016) auf 35'000 Gesuche korrigiert werden musste. Insgesamt bewilligte
das Parlament 2016 damit nachträglich CHF 366 Mio. für den Asylbereich. Die übrigen
nachträglich beantragten knapp CHF 33 Mio. wurden insbesondere für Betriebsbeiträge
an die Fachhochschulen (CHF 15 Mio.), für internationale Organisationen (CHF 6.7 Mio.)
sowie IV-Ergänzungsleistungen (CHF 5 Mio.) benötigt. Zudem beinhaltete der Nachtrag
II einen der Schuldenbremse nicht unterstellten Verpflichtungskredit von CHF 12 Mio.
für Planungs- und Vorbereitungsarbeiten für den Erweiterungsneubau des Genfer
Sitzes der Internationalen Fernmeldeunion. Im Jahr 2016 wurden somit insgesamt 528,3
Millionen Franken per Nachtrag bewilligt, was zu einer Erhöhung der Ausgaben des
Bundes um 0,7 Prozent geführt hat. Im Vergleich zu den Nachtragskrediten der letzten
sieben Jahre liegt dieser Wert deutlich über dem Durchschnitt (durchschnittl.
Nachträge 2009-2015: CHF 431 Mio. resp. 0.5%). Dennoch beträgt der verbleibende
strukturelle Überschuss gemäss Juni-Hochrechnung des EFD CHF 2.4 Mrd. – folglich
erfüllt das Budget 2016 die Vorgaben der Schuldenbremse. Nachdem die nachträglichen
Mehrausgaben für den Asylbereich in der Sommersession 2016 im Nationalrat noch zu
einer geschlossenen Ablehnung des Nachtrags I durch die SVP-Fraktion geführt hatten,
war der Nachtrag II zum Voranschlag 2016 im Parlament kaum umstritten. Die
Finanzkommissionen des National- und Ständerats (FK-NR und FK-SR) stimmten dem
bundesrätlichen Entwurf einstimmig zu, der Nationalrat nahm ihn mit 172 zu 19 Stimmen
und einer Enthaltung an und auch der Ständerat sprach sich mit 41 zu 1 Stimme und
einer Enthaltung für den Nachtrag II zum Voranschlag 2016 aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Im November 2015 hatte der Bundesrat seine Botschaft zum neuen Bundesgesetz über
die Gesundheitsberufe (GesBG) präsentiert. Zentral war darin die Förderung der
Qualität in den Gesundheitsberufen, wofür einheitliche Anforderungen an die
Ausbildung und Berufsausübung formuliert wurden. Im Fokus stand jedoch nicht das
Ärztepersonal, sondern Pflegende, also Gesundheitsfachleute in den Bereichen
Therapie, Betreuung, Beratung, Prävention sowie auch Palliation. Diese Kompetenzen,
die vorwiegend in Studiengängen an den Fachhochschulen vermittelt werden, sollen mit
dem GesBG umschrieben und vorgegeben werden. Ziel ist unter anderem, dass alle
Absolventinnen und Absolventen dieser Ausbildungsprogramme über ebendiese
Kompetenzen verfügen.
Neu wird auch eine obligatorische Akkreditierung der Studiengänge vorgeschrieben, die
bis anhin freiwillig war. Begründet wurde dies mit dem Gefährdungspotenzial im
Bereich der Gesundheitsberufe. Die Bewilligung dazu wird von den Kantonen erteilt und
soll sicherstellen, dass die Inhaberinnen und Inhaber der Diplome, die ihren Beruf in
eigener fachlicher Verantwortung ausüben, die notwendigen Anforderungen erfüllen.
Wie beim Medizinalberuferegister wird hierfür ein „aktives Register“ eingerichtet.
Weitere Anpassungen betreffen eine Gleichstellung der Pflegeberufe mit anderen
Ausbildungsgängen im Gesundheitssektor sowie eine interprofessionelle
Zusammenarbeit mit anderen Fachpersonen der Gesundheitsversorgung. Das
Gesundheitsberufegesetz ist Bestandteil der Strategie „Gesundheit 2020“.
Das bereits Ende 2013 in die Vernehmlassung gegebene Gesetz erhielt mehrheitlich
positive Bewertungen. Grösster Kritikpunkt dürfte gewesen sein, dass einige
Vernehmlassungsteilnehmenden bezweifelten, dass das neue GesBG helfen würde, den
Fachkräftemangel im Gesundheitsbereich abzufedern. Weiter stiess auch eine

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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befürchtete Akademisierung der Gesundheitsberufe auf Skepsis, ebenso eine allfällige
Überregulierung sowie der Kostenfaktor. Das Gesundheitsberuferegister auf
Bundesebene fand hingegen eine deutliche Zustimmung.

Das Geschäft gelangte im Frühjahr 2016 in die kleine Kammer, deren WBK nicht nur
Eintreten beantragte, sondern auch empfahl, der Vorlage mit einigen Änderungen
zuzustimmen. Ein Punkt betraf die Regelungen der Abschlüsse, wobei im Bereich der
Pflege bezüglich des Studiengangs „Advanced Practice Nurse” (APN) auch der
Masterstudiengang gesetzlich geregelt werden solle – und nicht nur wie bei anderen
Profilen der Bachelorabschluss. Die Einführung einer Gesundheitsberufe-Kommission
wurde diskutiert, jedoch verworfen. Weiter gab Kommissionssprecherin Häberli-Koller
(sp, TG) eingangs der Debatte zu Protokoll, dass auch die Einführung eines Titelschutzes
für diverse Berufsbezeichnungen in der Kommission thematisiert wurde – ein Anliegen,
welches auch in der Vernehmlassung vereinzelt geäussert worden war. Auf die
Einführung einer Weiterbildungspflicht wurde aus Gründen der Verhältnismässigkeit
verzichtet. 
Alle Fraktionssprecher zeigten sich mit dem Gesetzesentwurf zufrieden, insofern war
keine allzu starke Gegenwehr gegen die Vorlage zu erwarten, wenngleich einige
Minderheitsanträge im Raum standen. Hierzu muss jedoch angefügt werden, dass
sämtliche Minderheitsanträge auf Annahme der bundesrätlichen Version lauteten.
Eintreten war denn auch unbestritten. Für einigen Diskussionsbedarf sorgte die
Anwendung des Gesetzes auf die Masterstufe im Bereich Pflege. Die
Kommissionsmehrheit wollte diese integrieren, die Minderheit nicht, da eine
Verakademisierung der Pflegeberufe drohe. Man wollte sich jedoch gleichwohl offen
lassen, eine derartige Regelung zu einem späteren Zeitpunkt noch einfügen zu können.
So argumentierte auch der Gesundheitsminister, dass es hierfür zu diesem Zeitpunkt
noch zu früh sei. Für eine Ausdehnung auf die Masterstufe spreche gemäss
Kommissionsmehrheit jedoch die dadurch erhöhte Patientensicherheit. Mit 20 zu 18
Stimmen folgte das Plenum jedoch knapp der Minderheit und schloss damit diese
Berücksichtigung aus (2 Enthaltungen). Weitere Änderungsanträge wurden ebenfalls
abgelehnt, so auch ein Titelschutz, wie er von einer Minderheit Savary (sp, VD) gefordert
wurde. In den Augen der Mehrheit sei es zu schwierig, für alle im Gesetz enthaltenen
Berufe eine schützbare und verhältnismässige Bezeichnung zu finden. Der Vorschlag
unterlag mit 15 zu 27 Stimmen. 
Mit 44 Stimmen verabschiedete der Ständerat das Gesetz einstimmig und überliess es
damit dem Nationalrat zur weiteren Bearbeitung. 2

Das Bundesgesetz über die Gesundheitsberufe (GesBG), vom Ständerat unverändert an
den Nationalrat überwiesen, stand im Sommer 2016 auf der Agenda der grossen
Kammer. Deren Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur beantragte
einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Eine Besonderheit ergab sich jedoch: Nach der
Debatte im Ständerat hatte der Bundesrat neue Vorschläge zum GesBG in den Raum
gestellt, dies, nachdem die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative im Parlament
beschlossen worden war. Insofern gab es bezüglich des GesBG noch Punkte, die im
Ständerat gar nicht zur Debatte gestanden waren. Die Einschübe des Bundesrates
hatten mit dessen Fachkräfte-Initiative zu tun, die auch Implikationen auf das GesBG
hat. Diese Einschübe führten nicht nur dazu, dass ein neues Kapitel im GesBG
geschaffen wurde; dem GesBG angefügt wurde gar eine ganz neue Vorlage, nämlich der
Bundesbeschluss über Finanzhilfen zur Förderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalität für vier Jahre. Dem GesBG
fügte der Bundesrat ein korrespondierendes Kapitel 6a hinzu. Dieses umfasste
Massnahmen zur Förderung der Effizienz in der medizinischen Grundversorgung sowie
deren Finanzierung: Mit einem mehrjährigen Verpflichtungskredit sollte ein
Höchstbetrag durch die Bundesversammlung festgelegt werden. Namens der
Kommission schlug Jean-François Steiert (sp, FR) aufgrund der nachträglich erfolgten
bundesrätlichen Änderungen vor, dass man mindestens eine Differenz zum Ständerat
schaffen möge, damit dieser sich noch zu den neuen Vorschlägen äussern könne. 

Obwohl Eintreten über alle Fraktionen hinweg unbestritten war, zeichnete sich in der
darauf folgenden Detailberatung anhand der zahlreichen Minderheitsanträge relativ
rasch ab, dass eine Differenzbereinigung ohnehin wahrscheinlich sein würde. Die
Minderheitsanträge fanden ihren Ursprung in unterschiedlichen Lagern und betrafen
diverse Paragraphen. In den meisten Fällen ging es allerdings um einzelne Berufe
und/oder deren Ausbildungsstufe, die im Gesetz genannt und damit durch ebendieses
geregelt werden. Als Erstes gelangten die Osteopathen ins Visier der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Ein Antrag Herzog (svp, TG) sollte dazu führen,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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dass dieser Beruf nicht vom Gesetz betroffen wird, da Leistungen einer
osteopathischen Behandlung schliesslich auch nicht über die Grundversicherung
abgerechnet werden können. Die Aufnahme der Osteopathie in den Katalog
anerkannter Gesundheitsberufe wecke Begehren auf verschiedenen Ebenen: Andere
Berufsgruppen könnten so ebenfalls die Aufnahme in den Katalog fordern, zudem
könnten Patienten durch die Aufnahme der Osteopathie vermehrt geneigt sein, auf
solche Behandlungen zurückzugreifen. All dies habe zur Folge, dass die Kosten im
Gesundheitswesen stiegen – etwas, wogegen die SVP-Fraktion ankämpfe, so die
Thurgauerin. Dem in der Kommission knapp abgelehnten Antrag (12 zu 11 Stimmen) blieb
auch im Plenum die Unterstützung versagt – hier jedoch deutlich (134 zu 52 Stimmen).
Ebenso wurde ein Antrag Reynard (sp, VS) abgelehnt (mit 122 zu 66 Stimmen), mit dem
der Bundesrat die Kompetenz erhalten sollte, den Berufekatalog zu definieren – so
könne die Regierung besser auf das sich ändernde Umfeld im Bereich der Ausbildungen
im Gesundheitswesen reagieren. Ein Antrag Quadranti (bdp, ZH), mit dem die bereits im
Ständerat umstrittene Bestimmung zum Abschluss des Masterstudiengangs APN
("Advanced Practice Nurse") reguliert werden sollte, fand auch im Nationalrat keine
Mehrheit. Es blieb also dabei, dass die Kompetenzen für die Bachelorstufe im Gesetz
umschrieben werden, nicht jedoch diejenigen für den Masterstudiengang. Ein links-
rechts Graben führte dazu, dass das Anliegen im Sinne der bürgerlichen Ratsmehrheit
abgelehnt wurde (118 zu 73 Stimmen). Der Katalog der Berufe, die im Gesetz geregelt
werden, blieb also im Vergleich zum bundesrätlichen Vorschlag letztlich trotz
Gegenanträge auch im Nationalrat unverändert. Die Streichung eines Berufsregisters,
wie es seitens der SVP-Fraktion gefordert wurde, fand auch im Plenum keinen Rückhalt.
Erst mit einem Detail zum Berufsgeheimnis wurde eine Differenz zum Erstrat
geschaffen.
Dabei blieb es jedoch nicht. Wesentliche Veränderungen wurden vom Nationalrat
bezüglich der Finanzhilfen vorgenommen, dies im Zusammenhang mit der bereits
eingangs erwähnten Fachkräfte-Initiative des Bundesrates. Umstritten war das Volumen
von CHF 8 Mio., das für die Förderprogramme ausgeschüttet werden sollte. Dagegen
regte sich Widerstand aus den Reihen der SVP, aber auch andere bürgerliche Parteien
waren diesbezüglich skeptisch. Die im Gesundheitsberufegesetz vorgesehene
Grundlage für die Umsetzung der Fachkräfte-Initiative im Gesundheitsbereich erhielt
jedoch eine knappe Mehrheit der Stimmen: Mit 96 zu 93 obsiegte hier der
bundesrätliche Vorschlag. Der Bundesbeschluss hierzu wurde jedoch noch knapper
abgelehnt. Dabei setzte sich eine Minderheit Wasserfallen (fdp, BE) mit 95 zu 94
Stimmen bei einer Enthaltung durch. Inhaltlich sprach sich also die grosse Kammer
dafür aus, Finanzhilfen vorzusehen; sie unterliess es jedoch, diese auch in Zahlen zu
fassen.

Alle übrigen Gesetzesartikel wurden im Sinne der WBK beschlossen. Mit 181 zu 5
Stimmen in der Gesamtabstimmung schien dann das positive Signal an den Ständerat
doch recht deutlich zu sein. Letzterer hatte sich in der anstehenden Herbstsession zur
nun erweiterten Vorlage zu äussern. 3

Das Bundesgesetz über die Gesundheitsberufe (GesBG) und der neu dazu gekommene
Bundesbeschluss über Finanzhilfen zur Förderung der Effizienz in der medizinischen
Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalität waren im Ständerat weit
weniger umstritten als in der Volkskammer. Bezüglich der verbleibenden fünf
Differenzen zum Nationalrat wurde von einer Mehrheit der WBK-SR beantragt
einzulenken und die Anpassungen mitzutragen. Das Ratsplenum fügte sich seiner
Kommission und hiess die nationalrätlichen Anpassungen allesamt gut. 
Diese umfassten die Forderung, dass die Studiengänge der geregelten Berufe eine
praxisbezogene und patientenorientierte Ausbildung bezwecken müssen; Einzelheiten
bezüglich des einzuhaltenden Berufsgeheimnisses, das in Einzelfällen durch das StGB
geregelt wird; Einzelheiten über den Bundesbeschluss (siehe unten); die Anerkennung
von Osteopathiediplomen; eine zeitliche Begrenzung der Geltungsdauer der neuen
Bestimmungen sowie Beschlüsse über Änderungen von anderen Erlassen.
Bezüglich des Bundesbeschlusses, der in erster Linie die Finanzierung zweier Projekte
("Unterstützungs- und Entlastungsangebote für pflegende Angehörige 2017-2021" und
"Interprofessionalität im Gesundheitswesen 2017-2021") sichern wollte, stellte sich die
Kommission beinahe uneingeschränkt hinter den Gesundheitsminister und das
Ratsplenum folgte. Die CHF 8. Mio. sollen also nach dem Willen der Ständerätinnen und
Ständeräte freigegeben werden, jedoch müssen sie haushaltsneutral und auf den
vorgegebenen Betrag limitiert sein.
Mit 44 Stimmen und nur einer Enthaltung wurde das Paket in der Gesamtabstimmung
verabschiedet. Das Geschäft ging darauf zurück an den Nationalrat, der zuvor nicht auf

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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den Bundesbeschluss eingetreten war. Das GesBG war indes bereits unter Dach und
Fach. 4

Der Bundesbeschluss über Finanzhilfen zur Förderung der Effizienz in der
medizinischen Grundversorgung, insbesondere der Interprofessionalität blieb das
letzte Puzzleteil des Gesundheitsberufegesetzes, das noch zurechtgeformt werden
musste. Nachdem der Ständerat die Finanzierungsfrage als Kompromiss leicht
abgeändert hatte, konnten sich die Nationalrätinnen und Nationalräte in der
Herbstsession 2016 ebenfalls damit abfinden. Ohne lange Debatte konnte die Revision
somit abgeschlossen werden.

In den Schlussabstimmungen Ende der Session wurde das GesBG von beiden Kammern
bestätigt. Im Nationalrat geschah dies mit 196 zu einer Stimme bei einer Enthaltung. Der
Ständerat hiess die Vorlage mit 44 Stimmen einhellig gut. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die BFI-Botschaft des Bundesrates wurde in der Sommersession zunächst vom
Ständerat beraten und anschliessend in der Herbstsession vom Nationalrat. In der
kleinen Kammer gab es bezüglich der Fachhochschulen einen Minderheitsantrag, der
von Kommissionsvertretern aus dem bürgerlichen Lager wie auch der SP eingereicht
wurde und mehr Geld für die Fachhochschulen forderte. Ein Minderheitsantrag
Bonhôte (sp, NE) hatte das gleiche Anliegen, aber im Bereich der ETH. Der Ständerat
lehnte beide Minderheitsanträge mit der Begründung ab, dass nicht nur in einem
Gebiet mehr Geld gesprochen werden könne. Aus dem gleichen Grund lehnte er auch
einen Minderheitsantrag von linker Seite in Bezug auf den Bundesbeschluss über die
Finanzierung von Beiträgen an die Kantone für Ausbildungsbeiträge in den Jahren
2008-2011 ab, welcher 150 Mio Fr. zusätzlich für die Kantone reservieren wollte. Auch
ein Minderheitsantrag von Vertretern der FDP, SP und CVP bezüglich der Schaffung
eines neuen Bundesgesetzes, welches den in der BFI-Botschaft beschlossenen
Zahlungsrahmen und Verpflichtungskredit für die Jahre 2008-2011 von allen
Kreditsperren und Budgetkürzungen ausnehmen wollte, fand im Ständerat kein
Anklang. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2007
LINDA ROHRER

In der Botschaft vom 24. Januar formulierte der Bundesrat die Leitlinien, Ziele und
Massnahmen zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI) für die
Kreditperiode 2008-2011. Mit elf Finanzierungsbeschlüssen wurden Mittel in der Höhe
von 20 Mia Fr. beantragt. Ausserdem unterbreitete der Bundesrat Entwürfe zur
Änderung von vier bestehenden Gesetzen und für die Genehmigung eines neuen
Bundesgesetzes. Das Gesamtkreditvolumen aller BFI-Fördermittel soll in den Jahren
2008-2011 jährlich um durchschnittlich 6% wachsen. Die Botschaft umfasste alle
nationalen Massnahmen in den Bereichen Berufsbildung, Hochschulen (ETH-Bereich,
kantonale Universitäten, Fachhochschulen), Grundlagenforschung,
anwendungsorientierte Forschung und Entwicklung, Innovation und Transfer des
Wissens in Gesellschaft und Wirtschaft. Sie ist im Rahmen der Entwicklung des
Reformprozesses im BFI-Bereich zu sehen, welcher mit der Schaffung der
Fachhochschulen 1996 und dem Universitätsförderungsgesetz von 1999 eingeleitet
worden war. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2007
LINDA ROHRER

Gegen den Willen des Bundesrats waren sich die Räte darin einig, nicht nur die
Bundesmittel an die höhere Berufsbildung sondern auch jene an die
Fachhochschulstufe sofort aufzustocken. Bei der Behandlung des
Fachhochschulgesetztes (Entwurf 4) beschlossen sie einmütig und jeweils einstimmig,
den Anteil der öffentlichen Hand an den Gesamtkosten der Fachhochschulen an das im
Gesetz vorgesehene Drittel anzunähern (Erhöhung um 14 Mio. CHF auf 439,4 Mio.). 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2011
SUZANNE SCHÄR
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Après une année particulière en 2012, le Conseil fédéral a repris un rythme quadriennal
avec son message relatif à l’encouragement de la formation, de la recherche et de
l’innovation (FRI) 2013-2016. Le gouvernement, convaincu de la priorité politique de
ces domaines, a proposé de leur affecter 23’878 millions de francs. Cette enveloppe
budgétaire correspond à une croissance annuelle nominale des crédits de 3,7% en
moyenne. Ce message, composé de 11 arrêtés financiers, vise le maintien de la position
de la Suisse à la pointe de l’échiquier international. Il concerne plus précisément la
formation professionnelle, les hautes écoles et universités, telles que EPF, HES ou
encore Hautes Ecoles Cantonales, la recherche, à travers la Commission pour la
Technologie et l’Innovation (CTI) et le Fonds National Suisse (FNS). Recommandé par les
Commissions de la science, de l’éducation et de la culture des deux chambres (CSCE),
ce texte a cependant suscité le débat. La Commission du Conseil des Etats a proposé
un budget de 29,22 milliards de francs, ainsi qu’un rehaussement du plafond des
dépenses de certaines institutions, alors que la Commission du Conseil national a
proposé un budget allant jusqu’à 30,09 milliards de francs. En outre, toutes les deux
ont plaidé pour un lissage du budget, mettant en exergue les dangers d’un financement
irrégulier. Aux yeux des parlementaires, ce sont les modalités d’application qui ont
alimenté le débat. Tout d’abord, l’enveloppe de 23,878 milliards de francs a été jugée
insuffisante au vu de la concurrence internationale accrue, ainsi que du nombre
croissant d’étudiants. Mais surtout, c’est la proposition de financement progressif sur
quatre ans du Conseil fédéral qui a posé problème. Beaucoup ont estimé que le
caractère irrégulier du financement risquait de mettre en difficulté les programmes de
recherche, de limiter les emplois académiques et de réduire le niveau très élevé de la
formation. Ils ont ainsi proposé un lissage du budget à la place du système de stop and
go. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.02.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Le débat sur le budget pour la formation, la recherche et l’innovation (FRI) 2017-2020
a suscité de nombreux remous au sein de la chambre basse. Après de vives prises de
positions, le Conseil national a finalement tranché pour un budget de 26 milliards de
francs. Cette augmentation moyenne de 2 pour cent par année rejette ainsi les velléités
de l’UDC qui préconisait des coupes budgétaires d’environ 1 milliard de francs, mais ne
rejoint pas pour autant les conseils de sa Commission de la science, de l’éducation et
de la culture (CSEC-CN) qui était montée au créneau pour une augmentation de 3,2
pour cent de l’enveloppe budgétaire. Au final, la gauche, le PBD, le PVL et certaines
franges du PDC et du PLR, défenseurs d’une hausse du budget, n’ont pas réussi à
imposer leurs voix. En effet, bien qu’elles aient résonné, à force de métaphores et
citations historiques, l’argument financier a poussé la chambre du peuple a coupé la
poire en deux. Isabelle Chevalley (plr, VD), tout comme Christoph Eyman (plr, BS), ont
utilisé l’argument de la compétitivité, en citant non seulement la Chine ou encore
Singapour comme exemple, mais aussi Abraham Lincoln qui disait : « Si vous pensez
que l’éducation coûte cher, essayez l’ignorance ». Néanmoins, ces arguments n’ont pas
réussi à convaincre la chambre. Au final, le Conseil national a défini quatre axes
prioritaires : la formation professionnelle supérieure, l’encouragement à la relève
scientifique, la formation des médecins et le soutien à la recherche et l’innovation. Ces
orientations conditionnent donc la répartition des enveloppes budgétaires. Du côté
académique, 10,18 milliards reviennent aux deux EPF, 2,75 milliards sont attribués aux
universités, 2,15 milliards sont partagés entre les différents HES. De l’autre côté, la
formation professionnelle touche 3,36 milliards alors que la formation continue se voit
octroyer 25,7 millions. 4,15 milliards sont attribués au FNS, alors que le reste de
l’enveloppe revient à différents projets, aux cantons pour les bourses d’étude, ou
encore à la Commission pour la technologie et l’innovation. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Hochschulen

Der Aufbau der Fachhochschulen als eines der grossen Projekte der Schweizer
Bildungsreform hatte im Berichtsjahr Halbzeit, was der Bundesrat als Anlass für eine
Standortbestimmung nahm. Im Hinblick auf das hoch gesteckte Ziel, bis 2003 das
Hochschulangebot um international anerkannte, berufsorientierte Ausbildungsgänge zu
erweitern und damit den Nachwuchs an praktisch und wissenschaftlich ausgebildeten
Kaderleuten zu sichern, musste die vom zuständigen Wirtschaftsminister Couchepin
gezogene Bilanz zwiespältig ausfallen. Denn die Konzentration der FHS auf sieben
Standorte als wichtigste Vorgabe des Bundes stiess nach wie vor auf erheblichen
Widerstand. Die ungebrochene Tendenz zur Besitzstandwahrung jedes einzelnen
Standortes zeitigte seine Folgen in einem Überangebot an Lehrgängen. So boten die
sieben vom Bund anerkannten FHS der Schweiz (Tessin, Westschweiz, Bern,
Zentralschweiz, Ostschweiz, Nordwestschweiz und Zürich) rund 221
Ausbildungslehrgänge an, von denen aber etwa die Hälfte von weniger als 15
Studierenden besucht wurden. Um der drohenden Ineffizienz entgegenzuwirken,
betonte Bundesrat Couchepin die Notwendigkeit, dass die Schulen den
Konzentrationsprozess zu Ende führten, ihr Angebot um rund die Hälfte kürzten und
schliesslich auch zur Schliessung gewisser Schulstandorte schritten. Bis 2003 sollen die
FHS-Ausbildungsgänge mittels Peer-Reviews – von unabhängigen, aus Vertretungen der
Forschung und der Wirtschaft international zusammengesetzten Kommissionen
vorgenommene Evaluationen – auf ihre Qualität hin überprüft werden. Anfangs des
Berichtsjahres hatten sich die sieben FHS in der Konferenz der Fachhochschulen der
Schweiz (KFH) zusammengeschlossen, um gemeinsam die Interessen der FHS
wahrnehmen zu können. Die KFH will sich für eine Koordination der Bildungsangebote,
eine enge Zusammenarbeit mit den Universitäten und den ETH sowie für eine
internationale Anerkennung der schweizerischen FHS-Ausbildungen einsetzen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Teilrevision des ETH-Gesetzes, welche insbesondere technische und
organisatorische Aspekte, die Anpassung der Führungsstrukturen und die Verstärkung
der Autonomie beider ETH in Lausanne und Zürich anstrebt, wurde vom Nationalrat als
Zweitrat ohne Gegenstimme gutgeheissen. Darauf räumte die kleine Kammer
oppositionslos die letzten Differenzen zum Nationalrat aus, und der Bundesrat konnte
das revidierte ETH-Gesetz mit den wichtigsten Ausführungsbestimmungen auf den 1.
Januar 2004 in Kraft setzen. Mit dem Abschluss der Teilrevision des ETH-Gesetzes war
nun einerseits die Autonomie des ETH-Bereiches gefestigt, andererseits aber auch der
Umfang des ETH-Leistungskatalogs vergrössert worden. Der Bundesrat verabschiedete
im Juni – bereits zum zweiten Mal – einen entsprechenden Leistungsauftrag für den
ETH-Bereich für die Jahre 2004-2007. Der Auftrag war klar in sieben Ziele und jeweils
mehrere Unterziele mit zugehörigen Indikatoren gegliedert. Im Vordergrund standen
dabei die Pflege einer attraktiven Lehre, die Konsolidierung der internationalen
Spitzenstellung in der Forschung und eine Stärkung der Rolle in Wirtschaft und
Gesellschaft – wobei der Leistungsauftrag Messgrössen, nicht aber quantitative
Vorgaben enthält. Der Leistungsauftrag passierte beide parlamentarischen Kammern
problemlos. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bundesrat bekräftigte die Dringlichkeit einer Änderung des
Fachhochschulgesetzes und beauftragte das Volkswirtschaftsdepartement mit der
Ausarbeitung der entsprechenden Botschaft. Die Gesetzesrevision bildet die Grundlage
für die Einführung der Bologna-Reform (Zweiteilung der Studiengänge in Bachelor und
Master) auch an den FHS. Die Revision war in der Vernehmlassung von der EDK als
rechtlich unnötig und finanziell ungenügend beurteilt worden, weil die Bologna-Reform
ganz gut auch mit geltendem Recht durchgeführt werden könne und weil der
Vorentwurf nur noch von einer Richtgrösse und nicht mehr von einer klaren Beteiligung
des Bundes (zu einem Drittel) an den FHS-Kosten spreche. Nachdem dann aber der
Bundesrat bei der Subventionspraxis für das Gesamtsystem der FHS einen auch für die
Kantone tragbaren Kompromiss vorgelegt und das Parlament einer Erhöhung der
Beiträge für die Eingliederung der Gesundheits-, Sozial- und Kunstberufe (GSK) im
Rahmen der BFT-Botschaft (siehe unten, Forschung) zugestimmt hatte – nicht zuletzt
mit dem Argument, diese Förderung komme einer konkreten Frauenförderung gleich,
handle es sich doch bei den GSK-Bereichen um klassische Frauenberufe – lobte auch
die EDK die im Entwurf zur Gesetzesänderung erzielten materiellen Verbesserungen.
Die Ende Jahr vorgelegte Botschaft sieht eine Aufstockung der Bundesbeiträge an die
GSK-FHS von 10 auf 20 Mio Fr. jährlich vor; ab 2008 sollen dann alle Fachbereiche nach

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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gleichen Kriterien subventioniert werden. 13

Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament die Revision des
Fachhochschulgesetzes. Eintreten war in beiden Kammern unbestritten. In der
Detailberatung stimmte der Ständerat der Einführung der zweistufigen Ausbildung
(Bachelor/Master) im Sinne der Bologna-Reform zu, ergänzte aber die Befugnisse der
Kantone dahingehend, dass sie zum Erwerb des Masters zusätzliche
Zulassungsvoraussetzungen erlassen dürfen; Ziel sei es, den Bachelor als
berufsqualifizierenden Regelabschluss in den Fachhochschulen (FHS) aufzuwerten. Der
Rat entschied, die Land- und die Forstwirtschaft als eigenständige Fachbereiche
aufzuführen und sie nicht unter dem Begriff Life Sciences zu subsumieren. Der Bund
habe auf die Besonderheit der Organisationsstrukturen von FHS Rücksicht zu nehmen,
an welchen mehr als ein Kanton oder ausländische Staaten beteiligt sind; diese
Präzisierung trug der Situation in der Ostschweiz Rechnung, wo sich auch das
Fürstentum Liechtenstein engagierte. Der Ständerat lockerte die
Zulassungsbedingungen für die Inhaberinnen und Inhaber einer gymnasialen Maturität;
angesichts der Schwierigkeit für künftige Studierende, einen Arbeitsplatz für das
Vorpraktikum zu finden, sei es sinnvoll, dass diese ihre Praxiserfahrung auch während
des Studiums und nicht zwingend davor erwerben können. Der Kernpunkt der Revision,
die Integration der Studiengänge in den Bereichen Gesundheit, Soziales und Kunst, war
unbestritten. Zu deren Finanzierung sah der Bundesrat eine Subventionierung in der
Höhe von jährlich 20 Mio Fr. bis 2007 und ab 2008 eine Gleichstellung mit den anderen
FHS vor, wollte aber – ebenso wie die Finanzkommission – die Möglichkeit offen halten,
diese Gleichstellung aufzuschieben, falls die Finanzlage des Bundes dies erforderte. Mit
22:19 Stimmen lehnte die kleine Kammer diesen Antrag ab, weil sie Unsicherheiten
vermeiden wollte und der Bund gegenüber den Kantonen glaubwürdig bleiben sollte. Sie
stellte sich, unterstützt von Bundesrat Joseph Deiss, gegen den Antrag, die
Subventionierung anstelle des bisherigen festen Drittels auf „höchstens“ ein Drittel der
Investitions- und Betriebskosten zu beschränken. In der Gesamtabstimmung wurde die
Vorlage mit 37 Stimmen einhellig angenommen. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2004
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession stimmte der Nationalrat in den meisten Punkten den von der
kleinen Kammer vorgenommenen Änderungen zu. Eine wichtige Differenz schuf er bei
den Zulassungsbedingungen, wo er – wie der Bundesrat – die Inhaberinnen und Inhaber
einer gymnasialen Maturität verpflichten wollte, vor dem Eintritt in eine FHS ein
einjähriges Berufspraktikum zu absolvieren. Die Absolventen der verschiedenen
Maturitäten seien gleich zu behandeln, wer die Berufsmatura abgeschlossen habe,
werde auch nicht prüfungsfrei zur Universität zugelassen; zudem gelte es zu vermeiden,
dass die FHS zu Light-Universitäten würden. Kompromissanträge, welche für das
Praktikum eine Frist bis ein Jahr vor Diplomabschluss resp. bis Ende des ersten
Studienjahres vorsahen, wurden abgelehnt. Bei der Anerkennung ausländischer
Diplome verpflichtete der Nationalrat im Gegensatz zur kleinen Kammer den Bundesrat
dazu, den berufspraktischen Teil in den Ausbildungsgängen zu berücksichtigen. Bei der
Akkreditierung unterstützte die Ratsmehrheit die Vorlage der Regierung, wonach das
Volkswirtschaftsdepartement mit den Kantonen vereinbaren kann, die Akkreditierung
der FHS und ihrer Studiengänge Dritten zu übertragen, um die Qualität und die
Besonderheiten des dualen Ausbildungssystems in der Schweiz zu sichern; die
finanzielle Beteiligung des Bundes habe sich auf die Hälfte der
akkreditierungsbedingten Kosten zu beschränken. In der Gesamtabstimmung wurde die
Vorlage einstimmig angenommen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2004
MAGDALENA BERNATH

In der Differenzbereinigung einigten sich die beiden Kammern darauf, bei der
Akkreditierung von FHS und ihrer Studiengänge die Kantone beim Entscheid mit
einzubinden, da diese Träger der Fachhochschulen sind; bei der Anerkennung
ausländischer Diplomabschlüsse soll auch der berufspraktische Teil der Ausbildung
berücksichtigt werden. In der Einigungskonferenz setzte sich der Nationalrat mit seiner
Auffassung durch, dass Maturanden zwingend ein Berufspraktikum absolvieren müssen,
um prüfungsfrei in eine Fachhochschule eintreten zu können. Das
Fachhochschulgesetz passierte die Schlussabstimmung mit 40:0 Stimmen bei 2
Enthaltungen (Ständerat) und 190:0 Stimmen (Nationalrat). 16
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Der Bundesrat schickte einen Vorentwurf für ein Bundesgesetz über die Förderung der
Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich in die
Vernehmlassung. Das Gesetz legt fest, dass die gemeinsame und einheitliche Steuerung
durch Bund und Kantone neu den gesamten Hochschulbereich umfasst. Bund und
Kantone verpflichten sich zur Durchführung einer strategischen Planung auf
gesamtschweizerischer Ebene und zur optimalen Aufgabenteilung. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2007
LINDA ROHRER

Der Vorentwurf für das Bundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und
Koordination im schweizerischen Hochschulbereich (HFGK) stiess in der
Vernehmlassung teilweise auf Widerstand. Die SVP und die Grünen forderten die
Rückweisung der Vorlage und auch die übrigen Vernehmlassungsteilnehmer äusserten
sich kritisch zu zentralen Punkten des Gesetzesentwurfs. Abgelehnt wurde
insbesondere die institutionelle Aufwertung der Fachhochschulen. Die SP bemängelte,
dass dadurch der enge Bezug zur Berufsbildung verloren ginge, was eine
Akademisierung der Fachhochschulen zur Folge hätte, während der
Gewerkschaftsbund vor allem eine Entmündigung der Parlamente von Bund und
Kantonen befürchtete. Grundsätzliche Einwände gegen den Entwurf erhob auch der
Gewerbeverband. Er machte geltend, die Wettbewerbsverzerrung zwischen den
Fachhochschulen und der höheren Berufsbildung, deren Absolvierung für die
Studierenden wesentlich teurer sei, drohe diesen zweiten Weg zu zerstören. Die
Direktorenkonferenz der Berufsfachschulen forderte einen Ausgleich der öffentlichen
Finanzleistungen zugunsten der höheren Berufsbildung. Mit dem neuen Konzept
prinzipiell zufrieden war die CVP. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Mai präsentierte der Bundesrat den Entwurf des Bundesgesetzes über die
Förderung der Hochschulen und Koordination im schweizerischen Hochschulbereich
(HFGK). Mit dem neuen Erlass soll eine gemeinsame Struktur zur Koordination von
Eidgenössisch Technischen Hochschulen, Universitäten und Fachhochschulen
geschaffen werden. Die Autonomie der Hochschulen bleibt gewahrt, die Vorschriften
über die Anerkennung und Qualitätskontrolle werden aber verschärft. Alle Institutionen
die die Bezeichnung Universität, Fachhochschule oder pädagogische Hochschule
tragen wollen, müssen sich bei einem unabhängigen Organ akkreditieren lassen und
dazu über ein Qualitätssicherungssystem verfügen. Bei der Verteilung der Subventionen
sollen Kriterien wie die Anzahl der Studienabschlüsse oder die Studiendauer eine
stärkere Rolle spielen. Als oberstes hochschulpolitisches Organ fungiert die
Schweizerische Hochschulkonferenz, die sich aus einem Mitglied des Bundesrats und je
einem Mitglied aller Kantonsregierungen zusammensetzt. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.05.2009
ANDREA MOSIMANN

In der Herbstsession setzte sich der Ständerat in einer fünfstündigen Debatte mit dem
Entwurf des Bundesgesetzes über die Förderung der Hochschulen und die
Koordination im schweizerischen Hochschulbereich auseinander. Der neue Erlass soll
Eidgenössisch Technische Hochschulen, Universitäten und Fachhochschulen einem
gemeinsamen Regelungssystem von Bund und Kantonen unterstellen. Mit
Rücksichtnahme auf die Autonomie der Kantone schlug die Kommission vor, den Begriff
„Planung“ durch „Koordination“ zu ersetzen und klarzustellen, dass die Aufgabenteilung
in besonders kostenintensiven Bereichen nur in wenigen besonders wichtigen Fällen
verordnet werden soll. Diese Änderungen wurden vom Plenum gutgeheissen. Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) beantragte im Namen einer Kommissionsminderheit den Verzicht
auf die Hochschulkonferenz, in der gemäss Entwurf neben dem Bund alle Kantone
vertreten sind. Ihre Aufgaben sollten dem kleineren und flexibleren Hochschulrat
übertragen werden, in dem neben dem Bund nur die 14 Trägerkantone mitbestimmen
dürfen. Dem wurde entgegengehalten, die Verfassung spreche von allen Kantonen und
über die Konkordate zahlten auch alle mit. Innenminister Burkhalter befürchtete, dass
ein Verzicht auf die Plenarversammlung dazu führen könnte, dass die Kantone ein
eigenes Gremium ohne Beteiligung des Bundes schaffen würden. Mit 29 zu 7 Stimmen
folgte die Kleine Kammer dem Bundesrat und der Kommissionsmehrheit. Ebenfalls
festhalten wollte der Rat an einem Artikel, der den Fachhochschulen vorschreibt, dass
ihre Studien praxisorientiert und der Bachelor-Abschluss in der Regel
berufsqualifizierend sein müsse. Eine Kommissionsminderheit machte vergeblich
geltend, diese Vorschriften hätten eine Einschränkung der Autonomie und damit eine
Ungleichbehandlung gegenüber den Universitäten zur Folge. Mit 30 zu 7 Stimmen hat
die kleine Kammer die Liste der Kriterien für die Mittelzuteilung um die „Qualität der
Ausbildung“ ergänzt. Die Argumente der Gegner dieses Antrags, die einwendeten, dass

BUNDESRATSGESCHÄFT
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ANDREA MOSIMANN
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der Qualitätsindikator anders als die übrigen Grössen nicht klar messbar sei, blieben
erfolglos. In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 26 Ja-Stimmen und 6
Enthaltungen verabschiedet, das Geschäft ging an den Nationalrat. 20

In der Sommersession begann der Nationalrat als Zweitrat mit der Beratung des
Bundesgesetzes über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im
Schweizerischen Hochschulbereich (HFKG). Nach dem Willen des Bundesrats soll das
neue, auf Art. 63a BV abgestützte Gesetz einheitliche Rahmenbedingungen schaffen,
die Bund und Kantonen die Entwicklung eines gemeinsamen, wettbewerbsfähigen
Hochschulraums (gebildet durch die kantonalen Universitäten, die eidgenössischen
Technischen Hochschulen, die Fachhochschulen und die Pädagogischen Hochschulen)
ermöglichen. Es soll das bestehende Universitätsförderungsgesetz und das
Fachhochschulgesetz ersetzen (nicht aber das ETH-Gesetz) und mit dem sich in
Totalrevision befindlichen Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz (FIFG)
abgestimmt werden. Dazu soll erstens die Hochschulkonferenz als gemeinsames
hochschulpolitisches Organ die gemeinsamen Steuerungsaufgaben von Bund und
Kantonen im Hochschulbereich schweizweit koordinieren. Die Hochschulkonferenz tagt
in zwei unterschiedlichen Besetzungen, einerseits als eine den Bund und alle Kantone
umfassende Plenarversammlung, andererseits als Hochschulrat, in dem neben dem
Bund die Trägerkantone von Universitäten, Fachhochschulen und pädagogischen
Hochschulen vertreten sind. Zweitens sollen gemeinsame Rahmenbedingungen
(vergleichbare Studienordnungen) und ein gemeinsames Akkreditierungssystem
(Qualitätssicherung) geschaffen, drittens in kostenintensiven Bereichen eine
Aufgabenteilung unter den verschiedenen Hochschulinstitutionen vorgesehen und
viertens gemeinsame Grundsätze der Hochschulfinanzierung festgelegt werden. Neben
einem Nichteintretensantrag Föhn (svp, SZ) hatte die Grosse Kammer auch über einen
Minderheitsantrag des St. Galler SVP-Vertreters Theophil Pfister (darin wurden
insbesondere die Vorbehalte des Schweizerischen Gewerbeverbands zum HFKG ins
Parlament eingebracht) zu befinden. Letzterer wollte das Geschäft mit der Auflage an
den Bundesrat zurückweisen, die Fragen des Wettbewerbs, der Autonomie (Verhältnis
subsidiäre Bundeskompetenz – kantonale bzw. universitäre Autonomie) und des
Bedarfs eingehender zu prüfen. Nach einer animierten Eintretensdebatte wurden –
zweimal gegen den beinahe geschlossenen Widerstand der SVP-Fraktion – der
Nichteintretensantrag Föhn mit 110 zu 51, der Rückweisungsantrag Pfister mit 95 zu 57
Stimmen abgelehnt. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Das im Ständerat gescheiterte Anliegen, die Akkreditierung einer (Fach-)hochschule an
die Beschäftigungs- bzw. Arbeitsmarktfähigkeit ihrer Absolventinnen und Absolventen
zu binden, wurde im Nationalrat erneut diskutiert. Ein Minderheitsantrag Riklin (cvp,
ZH) forderte die regelmässige Evaluation der Beschäftigungssituation der Absolventen
durch ihre Hochschulen. Ein Minderheitsantrag Malama (fdp, BS) verlangte gar die
subventions- bzw. akkreditierungswirksame Überprüfung der Arbeitsmarktfähigkeit von
Hochschulabgängern. Der Minderheitsantrag Riklin vermochte sich in der
Variantenabstimmung gegen die Minderheit Malama, dann auch gegen die nur durch die
BDP und Grünen klar unterstützte Kommissionsmehrheit durchzusetzen. Die SP und die
FDP waren in der zweiten Abstimmung gespalten, wobei eine klare FDP-Mehrheit für
die unterlegene Kommissionsmehrheit votierte, eine ebenso klare SP-Mehrheit den
obsiegenden Minderheitsantrag Riklin unterstützte. In der Akkreditierungsfrage hielt
der Ständerat in der Differenzbereinigung an seiner ablehnenden Haltung fest, worauf
der Nationalrat das Ansinnen fallen liess.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Der vom Ständerat gestützte Bundesratsentwurf strebte die Verankerung der
grundlagenorientierten Universitäten und praxisorientierten Fachhochschulen als
gleichwertige, sich in ihren Aufgaben ergänzende Institutionen der tertiären Bildung
an. Minderheitsanträge aus dem bürgerlichen Lager des Nationalrats hingegen zielten
auf die Betonung des Wettbewerbselements unter den Hochschulen und auf eine
Schwächung der vom Bundesrat anvisierten und den übrigen Parteien gestützten
strategischen Gesamtverantwortung des Bundes für einen international
wettbewerbsfähigen Hochschulraum. Unter anderem mit dem Stichentscheid des
Ratspräsidenten sprach sich das Grosse Ratsplenum für die Abschwächung der
vorgesehenen Bundesregulierung aus. In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat
aber an seiner Version der Zweckbestimmung für das HFKG fest. Mit einer aktiveren
Rolle des Bundes in der Hochschulkoordination und seinem allgemeiner gehaltenen

BUNDESRATSGESCHÄFT
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SUZANNE SCHÄR
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Finanzierungsgrundsatz befände sich die Version der Kleinen Kammer näher am
Verfassungsartikel, wurde betont. Diese beharrte auch auf ihrer weit vorsichtigeren
Annäherung an das Wettbewerbsprinzip und verteidigte hier den Grundsatz der
Profilbildung. Auch in diesem Punkt schloss sich der Nationalrat schliesslich dem
Ständerat an. 22

Das durchberatende HFKG passierte die Schlussabstimmung im Ständerat mit 41
Zustimmungen bei drei Enthaltungen. Im Nationalrat wurde das Gesetz gegen den
geschlossenen Widerstand der SVP-Fraktion, welche die Vorlage als wettbewerbs- und
innovationsfeindlich taxierte und die Autonomieeinbussen der Hochschulen beklagte,
angenommen. Aufgrund der hohen Komplexität des Gesetzes gaben Economiesuisse
und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) bekannt, das Referendum nicht zu
ergreifen, ein solches aber gegebenenfalls zu unterstützen. Die Inkraftsetzung des HFKG
ist für 2014 geplant. Zuvor müssen die Kantone die Zusammenarbeitsgrundlage mit dem
Bund in Form eines Konkordats schaffen und verabschieden. 23
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Analog zum Ständerat stellte der Nationalrat die Koordination des Hochschulwesens
unter gleichberechtigen Partnern (Bund und Kantone) und nicht dessen Planung in den
Mittelpunkt des HFKG. Damit suchte auch der Zweitrat den Ausgleich zwischen der
insbesondere von rechtsbürgerlichen Kreisen befürchteten Zentralisierung des
Hochschulwesens und der vom Bundesrat angestrebten gesamtschweizerischen
Strategie. Hatte der Ständerat dem Bund in den Zweckbestimmungen noch einen
aktiven Part in der Koordination des Hochschulwesens zugewiesen, schwächte der
Nationalrat den Passus ab. So sollte der Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen nur
noch geeignete Rahmenbedingungen für den Wettbewerb unter den Hochschulen
schaffen. Allfällige Investitionsbeiträge des Bundes an die Hochschulen wurden auf
besonders kostenintensive Bereiche beschränkt (siehe unten). In der
Differenzbereinigung hielt der Ständerat an seiner Version der Zweckbestimmungen
fest. Mit einer aktiveren Rolle des Bundes in der Hochschulkoordination und seinem
allgemeiner gehaltenen Finanzierungsgrundsatz befände sich die Version der Kleinen
Kammer näher am Verfassungsartikel, wurde betont. Er beharrte auch auf seiner weit
vorsichtigeren Annäherung an das Wettbewerbsprinzip und verteidigte hier den
Grundsatz der Profilbildung. In seiner Differenzberatung schwenkte der Nationalrat
schliesslich auf die Linie der Kleinen Kammer um.
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« L’initiative sur les bourses », déposée par l’Union des Etudiant-e-s de Suisse (UNES)
le 20 janvier 2012, a abouti avec 117 069 signatures valables. Cette initiative entend
modifier l’article 66 de la Constitution. L’ajustement principal remet entre les mains de
la Confédération la compétence d’octroyer des aides à la formation aux étudiants du
degré tertiaire. Ces aides à la formation ont pour objectif de garantir un niveau de vie
minimal aux étudiants qui effectuent leur première formation du degré tertiaire. En
outre, l’initiative permet à la Confédération de verser des contributions aux cantons
pour l’octroi d’aides à d’autres niveaux de formation. Le Conseil fédéral a proposé de
rejeter l’initiative. En effet, si l’objectif d’harmonisation du système des aides à la
formation au niveau fédéral doit être poursuivi, le concordat intercantonal de 2009 a
déjà réalisé un grand pas dans cette direction. Selon le Conseil fédéral, une telle
initiative sape les efforts mis en place par les cantons. Par ailleurs, elle entraîne des
coûts supplémentaires estimés par le comité lui-même à hauteur de 500 millions de
francs par année. Comme le Conseil fédéral a reconnu l’enjeu crucial du régime des
bourses d’étude, il a élaboré un contre-projet indirect. En effet, l’égalité des chances
pour l’accès aux offres de formation passe par une harmonisation, car les disparités
cantonales sont importantes. Le projet de loi fédérale sur les contributions aux cantons
pour l’octroi de bourses et de prêts d’études dans le domaine de la formation du degré
tertiaire (Loi sur les aides à la formation) espère accélérer la dynamique
d’harmonisation lancée par le concordat intercantonal et voulue par « l’initiative sur les
bourses ». Toujours sur la question du degré tertiaire, ce projet prévoit que seuls les
cantons qui remplissent les critères du concordat de 2009 reçoivent des subventions
de la Confédération dans le cadre du régime des bourses d’études. En ce qui concerne
les critères pour recevoir une aide à la formation en tant qu’étudiant ou encore les
montants remis par les cantons, l’autorité reste cantonale. De plus, ce projet maintient
l’allocation sous la forme de forfaits et sa répartition en fonction de la population
résidante dans les cantons. 24
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Forschung

Mit dem zweiten Konjunkturpaket, welches National- und Ständerat in der
Frühjahrssession verabschiedeten, wurde das Budget der KTI für 2008-2011 um 21,5
Mio Fr. erhöht. Die zusätzlichen Mittel werden für Forschungs- und
Entwicklungsprojekte, welche einzelne Unternehmen zusammen mit Fachhochschulen,
der ETH oder anderen Instituten betreiben, eingesetzt. Zudem haben kleinere und
mittlere Unternehmen (KMU), die erstmals in Forschung und Entwicklung investieren
wollen, die Möglichkeit, für Leistungen einer Hochschule oder eines anderen
öffentlichen Forschungsinstitutes einen zusätzlichen Beitrag von maximal 7500 Fr. zu
beantragen. 25
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